
Für das Nachschlagewerk ! 
Für die Fachpresse !
Für die Amtliche Sammlung !

Nein
Nein
Nein

Gesetz: BGB § 242 Ruhegehalt, § 242 Ruhegehalt - Geldentwertung,
§ 242 Gleichbehandlung, § 242 Geschäftsgrundlage,
§ 305 Billigkeitskontrolle; WährG § 3; BetrAVG §§ 16, 5, 7
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5 AZR 545/76
7 Sa 202/75 Niedersachsen

Verkündet am 
15. September 1977

gez. Siirig, Amtsinspektor als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 7. Juli 1977 durch den Vorsitzenden Richter 
Professor Dr. Stumpf, die Richter Dr. Thomas und Dr. Dieterich so­
wie die ehrenamtlichen Richter Waydelin und Schnabel für Recht er­
kannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
4. Februar 1976 - 7 Sa 202/75 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand:

Der Kläger begehrt eine Anpassung des von der Beklagten 
gewährten betrieblichen Altersruhegeldes.

Der am 18. März 1895 geborene Kläger stand vom 8. Januar 
1919 bis zum 31. Juli 1948 - mit Kriegs- und nachkriegsbe­
dingter Unterbrechung - in den Diensten der Beklagten und ihrer 
Rechts Vorgänge rinnen. Ab 1. August 1948 nahm er im Einvernehmen 
mit der Beklagten eine Tätigkeit bei der G

mbH in 0 auf, die eine Hilfsein­
richtung des R e.V.
ist. Die Beklagte hat den Kläger in die bei ihr bestehende 
Altersversorgung einbezogen. Hierzu galt zunächst eine Ver- 
sorgungsOrdnung vom 23. November 1954. Sie sah Altersrenten bei 
Ausscheiden nach dem 65. Lebensjahr vor. Die Höhe dieser Renten 
war bei Bruttobezügen bis zu 750,—  DM in festen Beträgen ge­
staffelt festgesetzt. Bei Bruttobezügen über 750,—  DM sollte die 
Rente 50 % der Bezüge betragen. In Ziff. 7 der Versorgungs­
ordnung heißt es, eine Anrechnung von Leistungen aus der Sozial­
versicherung finde nicht statt. Diese Versorgungsordnung ist mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1959 geändert worden. Die Festbeträge der 
monatlichen Rente waren nunmehr für monatliche Bruttobezüge bis 
zu 1.250,—  DM vorgesehen. Bei höheren Bezügen sollte die Rente 
weiterhin 50 % der Bezüge betragen. Ziff. 7 wurde dahin geändert, 
daß über die Anrechnung eine Entscheidung von Fall zu Fall Vor­
behalten bleibe. In Ziff. 13 dieser Versorgungsordnung ist u.a. 
ausgeführt, die Gestaltung und Bemessung der Renten beruhe auf 
der derzeitigen Regelung des Rechts der Sozialversicherung und 
solle diese in angemessener Weise ergänzen.

Der Kläger ist über das 65. Lebensjahr hinaus tätig ge­
blieben. Sein Pensionsalter wurde auf das 67. Lebensjahr fest­
gesetzt. Gehaltserhöhungen, die in die Zeit der Beschäftigung 
nach dem 65. Lebensjahr fielen, sollten für die Berechnung der 
Altersversorgung unberücksichtigt bleiben. Insoweit sollte 
weiterhin ein Gehalt von 18.000,—  DM zugrunde gelegt werden.
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Zum 30. April 1965 ist der Kläger in den Ruhestand ge­
treten. Er hatte zuletzt Jahresbezüge von 23.220,—  DM. Die 
Beklagte gewährt dem Kläger seit dem 1. Mai 1965 ein Alters­
ruhegeld von 750,—  DM. Daneben bezieht der Kläger eine Rente 
aus der Sozialversicherung, die sich im Jahre 1965 auf etwa 
500,—  DM belief.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger eine Anhebung 
der Betriebsrente aus zwei Gründen begehrt. Zum einen hat er 
geltend gemacht, die Firmenrente müsse aus dem Einkommen be­
rechnet werden, das er im März 1962 bei Erreichen des festge­
setzten Pensionsalters von 67 Jahren bezogen habe. Mit diesem 
Anspruch ist der Kläger durch das insoweit rechtskräftig ge­
wordene Urteil des Arbeitsgerichts unterlegen. Außerdem hat der 
Kläger eine Anpassung der Versorgungsbezüge an die Verteuerung 
begehrt. Seit dem Jahre 1962 hätten sich die Lebenshaltungs­
preise bis Juli 1974 um etwa 60 % erhöht. Angemessen sei ein 
Ausgleich in Höhe von 2/3 dieser Steigerungsrate, also von 40 %. 

Die Beklagte könne ihn zur Abwehr dieses Anspruchs nicht auf 
die Steigerung der von ihm bezogenen Sozialversicherungsrente 
verweisen. Richtig sei zwar, daß sein Altersruhegeld aus der 
Sozialversicherung im Jahre 1974- 1.341,80 DM betrage. Die So­
zialversicherungsrente müsse jedoch außer Betracht bleiben, 
weil Ziff. 7 der Versorgungsordnung von 1954 deren Anrechnung 
nicht vorsehe. Mit der anderslautenden Fassung der Versorgungs­
ordnung vom 1. Oktober 1959 sei nach den Erklärungen der Be­
klagten eine Verschlechterung der Rechtsstellung nicht be­
absichtigt gewesen. Im übrigen hat der Kläger unter Hinweis auf 
eine von ihm gefertigte Aufstellung behauptet, die Sozial­
versicherungsrente sei nur zu einem Teil aus Pflichtbeiträgen 
der Beklagten begründet worden.

Unter Berücksichtigung des im ersten Rechtszug noch ver­
folgten Anspruchs auf eine höhere Ausgangsrente hat der Kläger 
beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, für die Zeit ab 1. Juli 
1974 über die gewährte Firmenrente hinaus zur An­
passung weitere 330,16 DM monatlich zu zahlen.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Eine 
Anpassung des betrieblichen Altersruhegeldes scheide des­
halb aus, weil die aus Firmenrente und Sozialversicherungs­
rente zusammengesetzte Gesamtversorgung des Klägers im Umfang 
der eingetretenen Verteuerung angestiegen sei. Eine Anpassung 
würde dazu führen, daß der Kläger über höhere Versorgungsbezüge 
verfüge als vergleichbare aktive Arbeitnehmer an Einkommen. Das 
Nettoeinkommen des Klägers belaufe sich schon ohne eine An­
passung des betrieblichen Altersruhegeldes auf etwa 2.100,—
DM. Unter Berücksichtigung seiner letzten Tätigkeit bei der 
Rechtsvorgängerin der Beklagten würde ihm im Jahre 1974- in der 
für ihn maßgeblichen Tarifgruppe ein Gehaltsanspruch von 2.117,' 
DM brutto zustehen.

Das Arbeitsgericht hat dem Kläger für die Zeit ab 1. Juli 
1974- zur Anpassung einen Betrag von 300,—  DM zuerkannt. Auf 
die Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die 
Klage abgewiesen. Mit seiner Revision erstrebt der Kläger die 
Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

Entscheidungsgründe:

I. Der Kläger hat die Anpassung des betrieblichen Ruhegeldes 
für die Zeit ab 1. Juli 1974- begehrt. Das Landesarbeitsgericht 
hat seinen Anspruch daran scheitern lassen, daß nach § 16 BetrAVG 
die Frist zur Anpassung bis zum 22. Dezember 1977 hinausgeschoben 
sei. Daß der Kläger für Zeiten vor Inkrafttreten des § 16 
Leistungen verlange, ändere hieran nichts. Insoweit sei durch 
das Gesetz seine Rechtsstellung verschlechtert worden.

Diese Ansicht des Landesarbeitsgerichts steht einmal im 
Widerspruch zu den Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 
1. Juli 1976 (- 3 AZR 791/75 - AP Nr. 1 zu § 16 BetrAVG =
DB 1976, 14-35 und - 3 AZR 37/76 - AP Nr. 2 zu § 16 BetrAVG =
RdA 1976, 353 - erstere Entscheidung auch zum Abdruck in der 
Amtlichen Sammlung bestimmt). Dort ist ausgesprochen, daß § 16 
BetrAVG die Anpassung solcher laufender Leistungen der betrieb­
lichen Altersversorgung am 1. Januar 1975 vorschreibt, die zu
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diesem Zeitpunkt drei Jahre und länger liefen. Im übrigen hat 
das Landesarbeitsgericht die Frage unzutreffend beurteilt, ob 
ein vor dem 1. Januar 1975 zur Entscheidung gestelltes An­
passungsbegehren durch § 16 BetrAVG hinfällig werden konnte.
Der Gesetzgeber hat mit seiner Regelung über die Anpassung die 
Rechtsprechung ablösen wollen. Er hat die Rechtsprechung nicht 
etwa mißbilligt und ihr für die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes die Grundlage entziehen wollen. Auch das hat der Senat 
bereits in seinen Entscheidungen vom 1. Juli 1976 ausgesprochen

Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts kann daher mit 
der von ihm gegebenen Begründung keinen Bestand haben. Die Sach< 
muß an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen werden. Eine 
abschließende Entscheidung über das Anpassungsbegehren des 
Klägers kann der Senat nicht treffen.
II.1.Das Anpassungsbegehren ist nach den Grundsätzen zu be­
urteilen, die das Bundesarbeitsgericht in seinen Entscheidungen 
vom 30. März 1973 (BAG 25, 146 = AP Nr. 4 zu § 242 BGB Ruhege­
halt - Geldentwertung und AP Nr. 5 zu § 242 BGB Ruhegehalt - 
Geldentwertung) aufgestellt hat. Zu dem Zeitpunkt, von dem ab 
der Kläger eine Erhöhung seines Ruhegeldes verlangt, hat die 
Verteuerung mehr als 40 % seit dem maßgebenden Ausgangszeitpunkl 
betragen. Das war hier der Monat März 1962 und nicht der Beginn 
des Ruhestandes des Klägers. Im März 1962 hatte der Kläger das 
67. Lebensjahr vollendet. Wegen der Beschäftigung über das 65. 
Lebensjahr hinaus hat die Beklagte das Pensionsalter auf das 
67. Lebensjahr neu festgesetzt. Der Kläger ist erst nach Voll­
endung des 70. Lebensjahres ausgeschieden. In dem Urteil vom 
1. Juli 1976 (- 3 AZR 37/76 - AP Nr. 2 zu § 16 BetrAVG [zu C I 
2 b der Gründe]) ist zwar gesagt, der Beginn des Ruhestandes 
sei grundsätzlich der Zeitpunkt, von dem ab die Verteuerung zu 
bemessen ist. Das kann hier jedoch nicht gelten. Die Beklagte 
hat die dem Kläger seit 1961 gewährten Gehaltserhöhungen als 
nicht mehr versorgungsfähig bezeichnet. Sie hat damit zu er­
kennen gegeben, daß die Versorgungszusage auf dem Stande fest­
gehalten werde, wie er bei Vollendung des 67. Lebensjahres des 
Klägers erreicht war. Da die danach liegende Entwicklung der
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Gehälter entgegen der VersorgungsZusage für die Höhe der 
Versorgung nicht mehr berücksichtigt wurde, ist es gerecht­
fertigt, die Verteuerung vom Zeitpunkt des 67. Lebensjahres 
ab zu bemessen.

Im März 1962 lag der Preisindex für die Lebenshaltung 
von Vier-Personen-Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Ein­
kommen bei 81,6 Punkten; er ist bis zum Juli 1974- auf 126,7 
Punkte gestiegen. Daraus ergibt sich eine Verteuerung von et­
wa 55 %.
2. Bei diesem Ausmaß der Verteuerung war die Stillhaltegrenze 
überschritten, von der nach der Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts die Verhandlungspflicht über eine Anpassung 
der Versorgungsbezüge abhing. Die Beklagte hat eine Anhebung 
der Versorgungsbezüge des Klägers abgelehnt. Ob diese Entschei­
dung billigem Ermessen entsprach, ist auf der Grundlage der zur 
Anpassung ergangenen Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts 
zu beurteilen. Diese Grundsätze gelten trotz Inkrafttretens 
des § 16 BetrAVG am 1. Januar 1975 für die Zeit davor weiter 
(vgl. die o. a. Entscheidungen vom 1. Juli 1976 - AP Nr. 1 und 
Nr. 2 zu § 16 BetrAVG).
III.1. Der Senat hat in der Entscheidung vom 30. März 1973 
- BAG 25, 14-6 [166] = AP Nr. 4 zu § 24-2 BGB Ruhegehalt - Geld­
entwertung [zu V 2 der Gründe] - erklärt, es könne, da der 
Währungsverfall beide Seiten unverschuldet treffe, naheliegen, 
im Rahmen einer Billigkeitsentscheidung den dadurch ent­
stehenden Verlust zwischen den Vertragsparteien zu teilen. Er 
hat aber weiter ausgeführt, einen solchen Grundsatz könne es, 
zumindest als Regel, schon deshalb nicht geben, weil die 
Teuerung den Pensionär stets in voller Härte treffe, während 
die Lage bei den Unternehmen sehr unterschiedlich sein könne. 
Außerdem sei zu bedenken, daß man dem Pensionär zumute, die 
Teuerung hinzunehmen, solange sie sich in erträglichen Grenzen 
hält. Daraus hat der Senat in jener Entscheidung die Folgerung 
gezogen, daß die Teuerung, wenn nicht andere Umstände dem ent­
gegenstehen, in vollem Umfange auszugleichen ist.
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An dem Grundgedanken dieser Entscheidung ist festzu­
halten, so daß der Kläger an sich eine Anhehung des Ruhegehalts 
um etwa 55 % verlangen könnte. Wie noch näher auszuführen sein 
wird, liegen jedoch besondere Umstände vor, die es rechtferti­
gen, eine Anhebung der Verteuerung auch dann als billig anzu­
sehen, wenn sie den Kaufkraftverlust nur zur Hälfte ausgleicht.
2. Die Beklagte hat ihre Entscheidung, jegliche Anpassung ab­
zulehnen, damit begründet, daß die aus Firmenrente und Sozial­
versicherungsrente zusammengesetzte Gesamtversorgung des Klä­
gers im Umfange der Verteuerung angestiegen sei. Eine der­
artige Berücksichtigung der Gesamtversorgung und ihrer Ent­
wicklung entspricht jedoch nicht billigem Ermessen. Das gilt 
unabhängig davon, ob die Versorgungsordnung eine Verknüpfung 
mit der Sozialversicherungsrente herstellt oder nicht.
a) In der Entscheidung vom 30. März 1975 (BAG 25, 146 [1673 
= AP Nr. 4 zu § 242 BGB Ruhegehalt - Geldentwertung [zu B V 4 
der Gründe]) ist gesagt, bei der Billigkeitsentscheidung werde 
auch eine nicht unbedeutende Rolle spielen, inwieweit die Ver­
teuerung durch die jährliche Steigerung der Renten aus der ge­
setzlichen Pflichtversicherung ausgeglichen wird. Hieran an­
knüpfend ist im Schrifttum weitgehend die Auffassung vertreten 
worden, wenn bei einer aus Betriebsrente und Sozialversiche­
rungsrente zusammengesetzten Gesamtversorgung die Anpassung 
der Sozialversicherungsrente die Gesamtversorgung kaufkraft- 
stabil gehalten habe, dann bestehe für die Betriebsrente kein 
Anpassungsbedarf mehr (Paulsdorff, BetrAV 1974, 38 [393; Bode- 
Grabner, DB 1974, 1577 f.; Höfer-Kemper, BetrAV 1974, 48 [543).
b) Die genannte Erwägung des Senats, daß die Entwicklung der 
Sozialversicherungsrenten eine Rolle spielen könne, darf nicht 
in dem Sinne verstanden werden, daß die Anpassung der Sozial­
versicherungsrenten für den Ausgleich des Kaufkraftschwundes 
der Betriebsrenten eingesetzt werden darf. Es ist schon in der 
Entscheidung vom 30. März 1973 dazu ausgeführt worden, man 
dürfe nicht unterschiedslos die Entwicklung der Sozialver­
sicherungsrenten mit einbeziehen; es komme auf die gesamten Um-
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stände an. Dies ist dahin klarzustellen, daß die Anpassung 
nicht von vornherein deshalb versagt werden darf, weil die 
Gesamtversorgung kaufkraftstabil geblieben ist. Zu diesem Er­
gebnis muß man gelangen, wenn man den mit der Anpassung der 
Sozialversicherungsrenten verfolgten Zweck im Auge behält. Die 
Anpassung der Sozialversicherungsrenten dient dem Zweck, die 
Rentner an der Entwicklung der Einkommen der aktiven Arbeit­
nehmer zu beteiligen (vgl. § 1272 Abs. 1, § 1255 Abs. 2 RVO;
§ 49 Abs. 1, § 52 Abs. 2 AVG). Diesem Zweck würde es zuwider­
laufen, wenn bei der Anpassung der Betriebsrenten die den So­
zial versicherungsrentnem zugedachte Teilnahme an der Entwick­
lung der Einkommen zum Ausgleich des Kaufkraftverlustes der Be­
triebsrenten eingesetzt werden dürfte.

In der mit dieser zugleich verkündeten Entscheidung 3 AZR 
654/76 vom 15* September 1977 hat der Senat im einzelnen ausge­
führt, daß für die ab 1. Januar 1975 durch § 16 BetrAVG vorge­
schriebene Anpassung die Gesamtversorgung und ihre Entwicklung 
nicht in dem von der Beklagten gewollten Sinne bei der Prüfung 
und Entscheidung über die Anpassung nach Billigkeitsmaßstäben 
berücksichtigt werden darf. Um Wiederholungen zu vermeiden, 
wird insoweit auf die genannte Entscheidung verwiesen. Die An­
passung nach den Grundsätzen der Rechtsprechung für die Zeit 
bis zum 1. Januar 1975 kann insoweit nicht anderen Maßstäben 
folgen. Der mit der Anpassung der Sozialversicherungsrenten 
verfolgte Zweck ist seit 1957 unverändert geblieben.
3. Die Beklagte hat ihre Entscheidung, das Ruhegeld nicht an­
zupassen, weiterhin deshalb für billig angesehen, weil die Ver­
sorgungsbezüge des Klägers ohnehin in etwa ebenso hoch seien 
wie das Einkommen eines vergleichbaren aktiven Arbeitnehmers.
a) Die Beklagte hat damit die Frage einer Überversorgung an­
geschnitten. Dazu wird auch im Schrifttum die Ansicht vertreten, 
daß Billigkeitsgesichtspunkte es gestatten oder sogar gebieten, 
die betrieblichen Versorgungsleistungen dann nicht im Umfange 
der Verteuerung anzupassen, wenn die erhöhte Betriebsrente zu­
sammen mit der Sozialversicherungsrente gewisse Obergrenzen über-
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steigt. Dabei werden die Versorgungsbezüge nach der Anpassung 
dem Einkommen eines vergleichbaren aktiven Arbeitnehmers gegen­
übergestellt. Wenn die angepaßten Versorgungsbezüge ein ver­
gleichbares Nettoeinkommen übersteigen, soll insoweit eine An­
passung der Betriebsrente entfallen. Dabei werden unterschied­
liche Vergleichsmaßstäbe angewendet. Höhne (bei Heübeck-Höhne- 
Paulsdorff-Rau-Weinert, BetrAVG, § 16 Anm. 149) meint, die be­
triebliche Versorgungsleistung brauche dann nicht mehr ange­
paßt zu werden, wenn die GesamtVersorgung 70 % des Brutto­
arbeitsentgelts eines vergleichbaren Arbeitnehmers überschreite. 
Er ist der Ansicht, von einem ähnlichen Modell, das Heubeck 
(BB 1975, 1121) entwickelt hat, weiche er nur insoweit ab, wie 
dieser 60 % der Bruttobezüge als Obergrenze für ausreichend 
halte. Heubecks Modell unterscheidet sich aber weiter dadurch, 
daß es imgeachtet des Inhalts der Versorgungsabrede von einem 
Versorgungsbedarf von 60 % der Bruttobezüge ausgeht und diesen 
nur um die Teuerungsrate fortschreiben will. Er stellt keine 
Beziehung zu der Einkommensentwicklung her, auf die sonst die 
Obergrenze bezogen wird. Bode-Grabner wollen bei ihrem Drei- 
Stufen-Modell in der dritten Stufe die Gesamtversorgungsbezüge 
auf eine fortgeschriebene angemessene Vollversorgung begrenzen. 
Sie meinen, nach einem erfüllten Arbeitsleben sei mit 55 - 60 % 
des Bruttoentgelts, die 80 bis 85 % des Nettoentgelts ent­
sprächen, die Vollversorgung erreicht (BB 1975, 1644 und 
BB 1976, 1324; in DB 1977, 1555 haben sie diese Ansicht modi­
fiziert; zur Obergrenze ferner Bennewitz, BB 1973, 990; Lieb- 
Westhoff, DB 1976, 1958 [1967 f. zu III 6]; Richardi, Anm. zu 
AP Nr. 3 und 4 zu § 16 BetrAVG [zu VI 2]).
b) Es ist richtig, daß es billigem Ermessen entsprechen kann, 
die betrieblichen Versorgungsleistungen nicht im Umfange der 
Verteuerung anzupassen, wenn dies dem Betriebspensionär zu Be­
zügen verhilft, die, gemessen an den Einkommen aktiver Arbeit­
nehmer, überhöht sind.
(1) Der betrieblichen Altersversorgung liegt nicht nur das 
Motiv, sondern auch der mehr oder weniger deutlich ausgeprägte
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Zweck zugrunde, zu dem Lebensunterhalt nach dem Ausscheiden 
aus dem Arbeitsleben beizutragen. In der Regel sollen die be­
trieblichen Leistungen die Sozialversicherungsrente ergänzen, 
die allein nicht ausreicht, um den durch das Einkommen im Ar­
beitsleben gewährleisteten Lebensstandard aufrechtzuerhalten.

Dieser mit den betrieblichen Versorgungsleistungen ver­
folgte Zweck, die Lücke zwischen Sozialversicherungsrente und 
aktivem Einkommen zu verringern, rechtfertigt es, bei den Be­
langen des Versorgungsempfängers die Entwicklung der Einkommen 
der aktiven Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Die Ergänzungs­
funktion der Betriebsrenten führt bei der Prüfung der Anpassung 
zu der Frage, inwieweit aufgrund der Entwicklung der Einkommen 
der aktiven Arbeitnehmer bei dem Betriebspensionär noch eine 
Versorgungslücke verblieben ist. Insoweit handelt es sich nur 
darum, daß die Belange des Betriebspensionärs nicht weitergehen 
als auf volle Beteiligung an der Entwicklung der Arbeitsein­
kommen. Auch die Belange des Arbeitgebers kommen dabei ins 
Spiel. Wenn die Versorgungsbezüge im Verhältnis zu den Ein­
kommen der aktiven Arbeitnehmer in nicht mehr einsichtiger 
Weise anwachsen, kann dies zu Unzufriedenheit und Unverständnis 
unter den aktiven Arbeitnehmern führen. Eine solche Entwicklung 
wäre dem Versorgungsgedanken insgesamt abträglich.
(2) Soweit ersichtlich, sind es zwei Umstände, die dazu führen 
können, daß die Versorgungsbezüge stärker steigen als die Ein­
kommen aktiver Arbeitnehmer: Zum einen können im Vergleich zu 
bestimmten Arbeitnehmergruppen oder zu den Arbeitnehmern be­
stimmter Bereiche die Sozialversicherungsrenten, die der Ein­
kommensentwicklung aller Versicherten der Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten folgen (§ 1272 Abs. 1, § 1255 
Abs. 2 RVO; § 49 Abs. 1, § 32 Abs. 2 AVG), stärker steigen als 
die Arbeitslöhne. Außerdem wirkt sich - in unterschiedlichem 
Umfange - aus, daß die Versorgungsbezüge in der Regel steuer­
frei sind und SozialVersicherungsbeiträge für sie nicht an­
fallen, während diese Belastungen bei den aktiven Arbeit­
nehmern sich im Laufe der Jahre überproportional erhöht haben
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(vgl. dazu die Beispiele bei Bennewitz, BB 1973, 990; ferner 
die Gegenüberstellung der Brutto- und Nettoverdienste in Ar- 
beits- und Sozialstatistiken 1976, Nr. 1.9,sowie die Dar­
stellung über die Entwicklung der Nettoeinkommen und Sozial­
versicherungsrenten, RdA 1977, 246).
c) Der bisherige Vortrag der Beklagten ergibt nicht, daß die 
Versorgungsbezüge des Klägers schon ohne Anpassung das Ein­
kommen eines vergleichbaren aktiven Arbeitnehmers erreichen. Di« 
Beklagte hat sich nämlich auf ein unzutreffendes Vergleichs­
einkommen bezogen. Es ist unstreitig, daß der Kläger seit 
1. August 1948 im Einvernehmen mit der Beklagten bei einer 
genossenschaftlichen Treuhandgesellschaft gearbeitet hat. Seine 
dortigen Bezüge lagen über denen, die er aufgrund seiner Tätig­
keit bis zum 51. Juli 1948 zu beanspruchen hatte. Die Beklagte 
hat deshalb bei ihrem Vergleich in unzulässiger Weise auf die 
frühere Tätigkeit zurückgegriffen. Das wird besonders deutlich, 
wenn man die letzten tatsächlichen Bezüge des Klägers vor 
seinem Eintritt in den Ruhestand betrachtet. Er hatte Jahres­
bezüge von 23.220,—  DM, das sind monatlich 1.993,—  DM. Diese 
maßgeblichen Bezüge würden sich nach der Darstellung der Be­
klagten im Zeitraum von neun Jahren, nämlich von 1965 bis 1974, 
nur um 150,—  DM erhöht haben.

Der Senat hat deshalb keinen Anlaß, im einzelnen zu er­
läutern, in welcher Weise eine solche Obergrenze gerecht zu 
bestimmen und anzuwenden ist. Viele Umstände müßten dabei be­
rücksichtigt werden. Da Maßstab jedenfalls die vergleichbaren 
Einkommen aktiver Arbeitnehmer sind, ergibt sich die für den 
Einzelfall gerechteste Lösung dann, wenn die angepaßten Ver­
sorgungsbezüge dem Einkommen eines mit dem Betriebspensionär 
vergleichbaren Arbeitnehmers gegenübergestellt werden. Schon 
hierbei kann sich heraussteilen, daß die Tätigkeit, die der 
Betriebspensionär ausgeübt hat, weggefallen ist oder sich so 
geändert hat, daß ein vergleichbarer Arbeitnehmer nicht zu 
finden ist. Es könnte sich dann anbieten, die Bezüge des Be­
triebspensionärs nach der allgemeinen Einkommensentwicklung
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oder der in der betreffenden Branche fortzuschreiben. Nach den 
zuvor erörterten Anlässen, aus denen heraus die Einkommen ak­
tiver Arbeitnehmer überschritten werden können, dürfte sich 
die Betrachtung nicht auf das Bruttoeinkommen beziehen, sondern 
es müßte auf das Nettoeinkommen des vergleichbaren Arbeit­
nehmers abgestellt werden. Dabei wird fraglich, ob auf die per­
sönlichen Verhältnisse des Betriebspensionärs abzuheben ist 
oder ob die Veränderung des Brutto-Netto-Verhältnisses pauschal 
zugrundegelegt werden kann. Ferner ist zu bedenken, ob die­
jenigen, die schon überversorgt in den Ruhestand getreten sind, 
verlangen können, daß ihre Überversorgung aufrechterhalten 
bleibt. In diesem Zusammenhang muß berücksichtigt werden, daß 
in die Betrachtrung nur diejenigen Teile der Sozialversicherungs- 
rente einbezogen werden dürfen, die auf Pflichtbeiträgen be­
ruhen (vgl. BAG AP Nr. 161 zu § 242 BGB Ruhegehalt). Umgekehrt 
spielt eine Rolle, ob ein Pensionär, der bei Eintritt in den 
Ruhestand mit seinen Versorgungsbezügen keinen zur Vollver­
sorgung ausreichenden Prozentsatz seiner Aktivenbezüge erreicht 
hatte, bei diesem Prozentsatz im Verhältnis zu den fortge­
schriebenen aktiven Bezügen festgehalten werden kann. Schließ­
lich bliebe zu erwägen, ob dann, wenn die Obergrenze schon 
ohne Anpassung der betrieblichen Versorgungsleistungen erreicht 
ist, gleichwohl eine Mindestanhebung gerechtfertigt ist, ge­
gebenenfalls, ob dies davon abhängt, wie weit die Versorgung 
des Pensionärs insgesamt als unzureichend erscheint.
IV. Wenn nach den vorstehenden, zur Frage der Obergrenze 
allerdings noch näher zu bestimmenden, Maßstäben festliegt, in 
welchem Umfange die Belange des Versorgungsempfängers den Aus­
gleich der Verteuerung erforderlich machen, kommt es für die 
Anpassung weiter auf die Ertragslage des Unternehmens an (BAG 
25, 146 [1673 = AP Nr. 4 zu § 242 BGB Ruhegehalt - Geldent­
wertung [zu B V 6 der Gründe]).

Da entgegen der bisher im Schrifttum weitgehend vertre­
tenen Auffassung die Anpassung der Sozialversicherungsrenten 
den Anpassungsbedarf für die betrieblichen Versorgungs-
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leistungen nicht beseitigen kann und demzufolge die auf diese 
Ansicht gestützten Entscheidungen, die zu einer Null-Anpassung 
kamen, der Billigkeitskontrolle nicht standhalten, verlagert 
sich das Schwergewicht bei der Anpassungsprüfung und -ent- 
scheidung auf die Belange des Arbeitgebers. Weil bisher für 
möglich gehalten wurde, daß bei einer Gesamtversorgungsbe­
trachtung die Belastung durch die Anpassung nicht ins Gewicht 
falle, hat das Schrifttum die Frage, welche Umstände die wirt­
schaftliche Lage des Arbeitgebers in bezug auf die Anpassungs­
möglichkeit bestimmen, wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Es sind 
nur verschiedene Kriterien aufgezeigt worden, die bei den wirt­
schaftlichen Belangen des Arbeitgebers eine Rolle spielen 
können (vgl. Lieb-Westhoff, DB 1976, 1958 Ci968 f. zu IV 1 und 
2; Höf er, BetrAVG, § 16 Anm. 56 - 65; Höhne, aaO, § 16 Anm.
169 - 172).

Solange der Einfluß der unterschiedlichen, als erheblich 
bezeichneten Kriterien, wie Gewinn, Umsatz, Rendite, Auftrags­
lage, Beschäftigungsstand, Investitionsbedarf für die Frage, 
welcher Aufwand für die Anpassung tragbar ist, nicht näher er­
läutert ist, sieht der Senat keinen Anlaß und keine Möglich­
keit, seinerseits Maßstäbe aufzuzeigen, die für oder gegen die 
Billigkeit eines Einwandes aus der wirtschaftlichen Lage des 
Arbeitgebers sprechen.

Folgende allgemeine Aussage ist jedoch angebracht: Die 
wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers ist nicht gleichzusetzen 
mit der wirtschaftlichen Notlage, die nach der Rechtsprechung 
zu einem Widerruf der Versorgungsleistungen berechtigt (BAG 24, 
63 = AP Nr. 154 zu § 242 BGB Ruhegehalt; AP Nr. 157 und 167 zu 
§ 242 BGB Ruhegehalt) und die nach § 7 BetrAVG dazu führt, daß 
der Insolvenzschütz einsetzt (ebenso Richardi, DB 1976, 1718 
[1721]; ders. in Anm. zu AP Nr. 3 und 4 zu § 16 BetrAVG [zu V 
3]). Bei der wirtschaftlichen Lage muß als entscheidend an­
gesehen werden, daß vorrangig der Betrieb und seine Arbeits­
plätze erhalten bleiben. Der Senat hat bereits früher ausge­
sprochen, daß die Betriebspensionäre auf ihren früheren Be­
trieb und seine Arbeitnehmer Rücksicht nehmen müssen, weil
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dieser Betrieb und diese Arbeitnehmer die Erträge erwirt­
schaften, die notwendig sind, um u.a. auch die Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung erbringen zu können (BAG 
24, 63 [71] = AP Nr. 154 zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu III 2 a 
der Gründe]). Das gilt auch dann, wenn es um die Frage geht, 
ob die betrieblichen Versorgungsleistungen angehoben werden 
können. Anders als bei dem Widerruf der Versorgungsleistungen 
wegen wirtschaftlicher Notlage kommt hier jedoch nicht in Be­
tracht, daß die aktiven Arbeitnehmer, um die Anpassung zu er­
möglichen, ihrerseits Opfer bringen müßten. Darüber hinaus 
kommt es nicht nur auf die weitere Lebensfähigkeit des Unter­
nehmens an, sondern ebenso ist zu berücksichtigen, daß auch 
für eine gesunde Weiterentwicklung, die Arbeitsplätze schaffen 
und erhalten kann, der Arbeitgeber seine wirtschaftlichen 
Mittel einsetzen muß.

Dabei ist auf seiten des Arbeitgebers auch zu berück­
sichtigen, welcher Anpassungsbedarf insgesamt auf ihn zukommt.
Es genügt daher nicht die Feststellung, daß die Anpassung für 
einen einzelnen seinen Anspruch verfolgenden Betriebspensionär 
tragbar ist (vgl. dazu Urteil vom 16. Dezember 1976 - 3 AZR 
76I/75 - AP Nr. 3 zu § 16 BetrAVG [zu III 3 der Gründe] = DB 
1977» 169 - auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung des 
Gerichts bestimmt).
V.1. Der letztgenannte Umstand, nämlich die Gesamtbelastung 
der Beklagten durch die Anpassung ist bisher nicht erörtert 
worden. Insoweit brauchte die Beklagte im Juli 1974 nur für die­
jenigen Betriebsrentner eine Anpassung ins Auge zu fassen, die 
von einer Verteuerung von 40 % oder mehr betroffen waren. Der 
Kreis dieser Versorgungsempfänger, die 1966 und früher in den 
Ruhestand getreten sein mußten, mag nicht allzu groß gewesen 
sein. Inzwischen ist aber am 1. Januar 1975 § 16 BetrAVG als 
gesetzliche Bestimmung über die Anpassung in Kraft getreten.
Sie verpflichtet die Beklagte, zum 1. Januar 1975 für alle 
Versorgungsleistungen, die drei Jahre oder länger liefen, zu 
prüfen, ob sie anzupassen sind. Die sich dadurch ergebende
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wirtschaftliehe Belastung, auf die sich die Beklagte nicht durd 
Ansammlung der Mittel unter Ausnutzung steuerlicher Er­
leichterungen einrichten konnte, muß hei der Anpassung berück­
sichtigt werden, die der Eiläger erstrebt. Die wirtschaft­
lichen Belange des Arbeitgebers dürfen nicht nur in ihrer Be­
deutung für den AnpassungsZeitpunkt gesehen werden.

Andererseits bringt diese Entscheidung erstmalig eine 
höchstrichterliche Ellärung der Frage, ob für die Anpassung 
unter der Geltung der Rechtsprechung wie auch des § 16 BetrAVG 
auf die Gesamtversorgung und ihre Entwicklung abgestellt 
werden darf (vgl. dazu im einzelnen auch die Entscheidung 
- 3 AZR 654-/76 - vom heutigen Tage). Alle Anpassungsentschei­
dungen, die von der vom Senat abgelehnten Betrachtungsweise 
ausgegangen sind, müssen neu überprüft werden. Es besteht für 
die Betriebspensionäre, auch diejenigen, deren Anpassung nach 
§ 16 BetrAVG zu beurteilen ist, ein dringendes Bedürfnis, die 
Anpassung ohne weitere Verzögerung nach den vom Bundesarbeits­
gericht aufgestellten Grundsätzen durchzuführen. Dabei kann 
aber in Betracht kommen, daß die Verteuerung bei Berücksichti­
gung einer Obergrenze nicht voll auszugleichen ist. Das kann 
zu weiteren Verzögerungen führen.
2.a) Die vorgenannten Umstände sind solche im Sinne der Ent­
scheidung vom 30. März 1973 (vgl. BAG 25, 14-6 [166] = AP Nr. 4- 
zu § 24-2 BGB Ruhegehalt - Geldentwertung [zu B V 2 der Gründe]) 
die es rechtfertigen, den Teuerungsausgleich nicht in vollem 
Umfange vorzunehmen. Eine Anpassung, die den KaufkraftVerlust 
zur Hälfte ausgleicht, würde wegen der geschilderten Umstände 
noch billigem Ermessen entsprechen. Wenn die Beklagte für den 
Kläger, aber auch für ihre sonstigen Versorgungsempfänger, eine 
solche Anpassung vornimmt, braucht sie nicht mehr darzulegen, 
daß ihre wirtschaftliche Lage eine volle Anpassung nicht 
erlaubt. Sie kann und braucht dann auch nicht im Einzelfall zu 
ermitteln und darzulegen, bei welchen Betriebspensionären eine 
Obergrenze erreicht oder überschritten ist, wenn sie die 
Teuerung voll ausgleichen würde. Andererseits müssen dann die 
Betriebspensionäre im Interesse einer schnellen Abwicklung sich
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mit der Hälfte des Teuerungsausgleichs zufriedengehen* Ein­
zelne können dagegen nicht mit Erfolg einwenden, dem Arbeit­
geber sei wirtschaftlich der volle Ausgleich möglich. Ebenso 
kann der einzelne Pensionär nicht mehr mit der Begründung her­
vortreten, bei ihm würde eine volle Anpassung nicht zum Über­
schreiten der Obergrenze führen.
b) Von seiten eines Arbeitgebers könnte einem Ausgleich der 
Verteuerung zur Hälfte aber noch entgegengesetzt werden, daß 
seine wirtschaftliche Lage auch diese Belastung nicht ver­
trage. Wer sich darauf beruft, muß allerdings im einzelnen und 
deutlich offenlegen, daß die Anhebung der betrieblichen Ver­
sorgungsleistungen in der genannten Höhe den Betrieb in wesent­
lichen Belangen berührt. Denn der allgemeinen Belastung würde 
schon dadurch Rechnung getragen,daß der Ausgleich nur des hal­
ben Kaufkraftschwundes als billig betrachtet würde. Hierzu 
müßte der Arbeitgeber auch aufzeigen, daß nicht nur ein vorüber­
gehender Engpaß vorliegt. Ebenso wie der Arbeitgeber kann sich 
im Einzelfall auch ein Betriebspensionär auf eine besondere Not­
lage berufen, um mehr als nur den halben Ausgleich des Kauf­
kraftschwundes zu erhalten.
VI. Nach alledem würde es billigem Ermessen entsprechen, 
wenn die Beklagte die Hälfte des Kaufkraftschwundes von 55 % 
ausgleichen würde. Eine dahingehende abschließende Entscheidung 
ist dem Senat jedoch nicht möglich. Den Parteien muß Gelegen­
heit gegeben werden, sich auf die vom Senat aufgestellten Grund­
sätze einzulassen. Insbesondere ist in der Tatsacheninstanz noch 
die Frage zu klären, ob Umstände vorliegen, die entsprechend 
den vorstehend zu V 2 b aufgezeigten Überlegungen zu einem 
anderen Ergebnis als dem halben Ausgleich des Kaufkraftver­
lustes führen können.

gez.: Dr. Stumpf Dr. Thomas Dr. Dieterich

Waydelin Schnabel
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